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1. Einleitung

Die Themen Zuwanderung und Integration
bergen erheblichen Konfliktstoff. Das ha-
ben die Debatten über die Umgestaltung
des Staatsangehörigkeitsrechts durch die
rot-grüne Bundesregierung ebenso deutlich
werden lassen wie die Auseinandersetzun-
gen um das Asylrecht in den Achtzigerjah-
ren. Dabei wird über die zu Grunde liegen-
den Probleme von Zuwanderung und In-
tegration nicht mit der nötigen Deutlichkeit
und Offenheit diskutiert. Eine vorurteils-
freie Analyse ist die wesentliche Voraus-
setzung, um angemessene und zukunfts-
taugliche politische Lösungen zu entwi-
ckeln. Das gilt auch für die Fragen der In-
tegration jener Zuwanderer und ihrer
Nachkommen, die in den Sechziger- und
Siebzigerjahren als "Gastarbeiter" nach
Deutschland geholt wurden. Wenig Auf-
merksamkeit wurde der Bildung ethnischer
Kolonien in den Großstädten zuteil, ob-
wohl sie sich bereits seit mehr als einem
Vierteljahrhundert abzeichnet. Unter dem
Stichwort der "Parallelgesellschaften" ge-
riet das Thema in der zweiten Hälfte der
Neunzigerjahre in die Schlagzeilen – tie-
fergehende Analysen blieben allerdings
Sozialwissenschaftlern vorbehalten, deren
Erkenntnisse nur selten einer größeren Öf-
fentlichkeit bekannt gemacht und dann
auch diskutiert wurden.

Die öffentliche Debatte ist durch Realitäts-
verweigerung, eine Tendenz zur wirklich-
keitsfernen Abstraktion und den Moralis-
mus offensiver Lobbyisten geprägt. In der
schier unüberschaubaren Literatur aus so-
zialwissenschaftlichen Untersuchungen
und politischen Kampfschriften wird nahe-
zu durchgehend die Perspektive der Zu-
wanderer eingenommen. Leitbild ist eine
wie auch immer geartete "multikulturelle
Gesellschaft". Diesem absichtlich unkon-
kret gehaltenen Maßstab kann niemand
gerecht werden. Die einheimische Bevö l-
kerung wird unter den Generalverdacht
latenter Fremdenfeindlichkeit gestellt.
Mangelndes "multikulturelles Problembe-

wusstsein", kleinbürgerliche Abwehr- und
Abwertungshaltungen scheinen demnach
das Denken und das Verhalten des bundes-
deutschen "Durchschnittsmenschen" zu be-
stimmen. Eine teilweise aggressive Lobby-
arbeit mit missionarischem Impetus ver-
schiedenster professionell vernetzter Orga-
nisationen findet eine Resonanz in den
Medien, die im umgekehrten Verhältnis
zur Größe ihrer Anhängerschaft steht.

Abgesehen von den Ressentiments und un-
ausgesprochenen gesellschaftspolitischen
Zielvorstellungen nimmt die Debatte –
insbesondere die Literatur dazu – nur sel-
ten die Lebenswirklichkeit wahr. Zu dieser
Wirklichkeit gehört die Situation in vielen
Großstädten, in denen sich Abschottung
und Absonderung dynamischer entwickeln
als gelungene Integration. Dabei werden
die Sorgen und realen Schwierigkeiten der
Einheimischen speziell mit Zuwanderern
aus anderen Kulturkreisen häufig unter das
Verdikt von Fremdenfeindlichkeit und
Rassismus gestellt, womit eine offene De-
batte unmöglich gemacht werden soll. Das
wird allerdings den Menschen nicht ge-
recht und treibt sie in die Arme rechtsex-
tremer oder rechtspopulistischer Parteien.

"Das gesellschaftliche Konfliktpotenzial
von Zuwanderungsprozessen ist beträcht-
lich, da sich durch Zuwanderung nicht nur
die Frage der Verteilung öffentlicher Güter
neu stellt, sondern auch nationale und kul-
turelle Identitäten tangiert sind."1 Alles
spricht dafür, dass diese Aussage der Aus-
länderbeauftragten der Bundesregierung
zutreffend ist. Die Konflikte werden sich
 – mit oder ohne islamistische Terroristen –
in den kommenden Jahren absehbar ve r-
schärfen. Deshalb sind Integration und
Zuwanderung zu wichtige politische The-
men, als dass die Wirklichkeit auf Dauer
hinter den Nebelschwaden einer selbst er-
nannten "migrationspolitischen Fachöf-
fentlichkeit" verschwinden dürfte. Trans-
parenz und ein unverstellter Blick auf die
Wirklichkeit sind unabdingbare Vorausset-
zungen für einen produktiven Streit um
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zukunftweisende politische Entscheidun-
gen.

2. Zur demografischen
Entwicklung

Die Weltbevölkerung ist von 1950 bis zum
Jahr 2000 von 2,5 auf 6,1 Milliarden Men-
schen angewachsen. Dabei ist der Anteil
der Industrieländer im gleichen Zeitraum
von 32 auf 20 Prozent zurückgegangen. 2 In
Deutschland ist die Geburtenrate von 5
Kindern pro Frau des Jahrgangs 1860 auf
aktuell 1,2 gesunken. 3 Die zur Bestandser-
haltung notwendige Zahl liegt bei 2,1.

Der Anteil der zeitlebens kinderlosen Frau-
en an einem Jahrgang hat sich innerhalb
von 25 Jahren in Deutschland verdreifacht:
Lag er beim Jahrgang 1940 noch bei 10,6
Prozent, so bleibt vom Frauenjahrgang
1965 fast ein Drittel kinderlos.4 Damit
zeichnet sich eine Spaltung der Gesell-
schaft ab: in einen Teil, der zeitlebens kin-
derlos bleibt, und in einen – wie die Be-
völkerungswissenschaftler sagen – "demo-
grafisch reproduktiven Familiensektor",
bei dem die Zwei-Kind-Familie der häu-
figste Familientyp ist.5 Der mittel- und
langfristige Rückgang der Bevölkerung
und die starke Zunahme des Anteils älterer
Menschen sind zwei wesentliche Kennze i-
chen dieser Entwicklung.

Ein weiteres Merkmal besteht in einer Ver-
schiebung der Bevölkerungsanteile zu-
gunsten der Zuwanderer. Bei ihnen zeigt
sich folgendes Bild: Diejenigen aus euro-
päischen Herkunftsländern haben eine ähn-
lich niedrige Geburtenrate wie die deutsche
Bevölkerung. Bei den aus der Türkei und
aus der Dritten Welt Zugewanderten lag
die Kinderzahl bei über zwei. So beläuft
sich der Anteil der Familien mit drei und
mehr Kindern 1998 bei den Deutschen auf
11 Prozent, bei den Ausländern war er mit
22,5 Prozent mehr als doppelt so hoch.
Innerhalb der Gruppe der Ausländer war
der entsprechende Anteil bei den Türken
am höchsten (30 Prozent) und bei den

Ausländern aus Ländern der Europäischen
Union mit 16 Prozent am niedrigsten. In-
nerhalb der Gruppe von Familien, die vier
und mehr Kinder hatten, war der Anteil der
türkischen Familien mit 47 Prozent am
größten. 6

Am deutlichsten werden die Auswirkungen
dieser Entwicklungen in den Großstädten
und Ballungsräumen, in denen 80 Prozent
der Ausländer in Deutschland leben. Die
dort bereits heute besonders hohen Auslän-
deranteile werden durch die Geburtenüber-
schüsse, weitere Zuwanderung und den
Rückgang der einheimischen Bevölkerung
weiter steigen. Für die kreisfreien Städte
Nordrhein-Westfalens geht die amtliche
Bevölkerungsprognose von 1998 bis zum
Jahr 2015 bei der nichtdeutschen Bevölke-
rung von einem Geburtenüberschuss von
22,3 Prozent und bei der deutschen Bevö l-
kerung von einem Geburtendefizit von
minus 10,4 Prozent aus.7

So verwundert es nicht, dass die Vorausbe-
rechnungen für 2010 einen Ausländeranteil
in der Altersgruppe zwischen 20 und 40
Jahren von zwischen 40 und 50 Prozent
ergeben. In Berlin (West) wird der Anteil
der Ausländer bei den unter 20-Jährigen
bis 2015 auf 52 Prozent ansteigen. 8 Das
bedeutet, dass die nicht-zugewanderte in-
ländische Bevölkerung bei den unter 40-
Jährigen in den Großstädten "zu einer
Minderheit unter anderen Minderheiten
wird", wie der Bevölkerungswissenschaft-
ler Herwig Birg festgestellt hat.9

3. Sprachkompetenz nimmt ab

Dass hier nicht über ferne Zeiten gespro-
chen wird, zeigt ein Blick auf Städte wie
Duisburg, Berlin oder Hamburg. Die hohen
Anteile ausländischer Wohnbevölkerung
konzentrieren sich in der Regel auf einze l-
ne sozial schwache Stadtteile. So haben die
Ausländeranteile dort längst die 30 Pro-
zent-Marke überschritten: Das gilt für
Duisburg-Marxloh ebenso wie für Ham-
burg-Wilhelmsburg oder die westlichen In-
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nenstadtbezirke Berlins. Bei den unter 21-
Jährigen ist in diesen Stadtteilen die 50
Prozentgrenze meist schon überschritten.
In Kindertagesstätten Kreuzbergs beträgt
der Ausländeranteil 63 Prozent. Im Berli-
ner Bezirk Wedding sind 60 Prozent der
Schüler in den 1. Klassen im Schuljahr
1998/99 ausländischer Staatsangehörigkeit.
"Hier haben 80 Prozent der Kinder als
Muttersprache nicht Deutsch gelernt, drei
Viertel aller Eltern sind arbeitslos", heißt
es in einer Reportage über eine Kinderta-
gesstätte mit über 220 Kindern in Wed-
ding. 10 Die Überforderung des Personals
angesichts des Sprachengemischs und der
unterschiedlichen kulturellen Prägungen
der Kinder ist offensichtlich. Ausreichen-
des oder sprachlich geschultes Personal
kann sich die Stadt nicht leisten – es wäre
allerdings die Voraussetzung, um den Kin-
dern trotz ihrer schwierigen Lage akzep-
table Startchancen für ihr schulisches Le-
ben zu vermitteln.

 Die Defizite bis hin zum Analphabetismus
zeigen sich stark ausgeprägt auch bei jenen
jungen Frauen aus der Türkei, die von ih-
ren Männern nach der Heirat im Rahmen
von Familienzusammenführungen nach
Deutschland geholt werden. Rund 60 Pro-
zent der Ehen türkischer Staatsbürger in
Deutschland werden mit einem Partner
oder einer Partnerin aus der Türkei ge-
schlossen. 1996 wurden rund 17.600 Visa
für Ehegattennachzüge nach Deutschland
ausgestellt.11 So resümiert eine Mitarbeite-
rin der Volkshochschule der rheinischen
Stadt Troisdorf, die über die Arbeit einer
Betreuungsstelle für ausländische Frauen
und Mädchen berichtet, "dass insbesondere
im Zuge der Familienzusammenführung
nach Deutschland gekommene muslimi-
sche Frauen oft nur ein sehr geringes for-
males Bildungsniveau mitbringen. Dies gilt
nicht nur für die älteren Frauen der ersten
Gastarbeitergeneration, sondern trifft fast
ohne Ausnahme für alle Frauen aus dem
arabischen Raum zu und gilt darüber hin-
aus auch für den Großteil der jungen Tür-
kinnen aus dem ländlichen Raum Anato-
liens. [...] Auch wenn sie im Gegensatz zu

den meisten arabischen Frauen meist über
elementare Grundschulkenntnisse verfü-
gen, so sind sie doch mit dem Lerntempo
von 'normalen' Deutschkursen überfor-
dert."12

 
 Häufig erweisen sich die traditionellen
Geschlechterrollen als Hindernis für Frau-
en, entsprechende Sprachkurse außerhalb
der eigenen vier Wände zu besuchen.
"Oftmals können türkische Frauen ihre
Erziehungsaufgabe in Deutschland nicht
adäquat wahrnehmen, weil es ihnen ver-
wehrt wird, Bildungs- bzw. Sprachbil-
dungsinstitutionen zu besuchen. Nach dem
klassischen Bild der Frauen in der Familie,
das vielen türkischen Familien vorschwebt,
ist eine Weiterbildung der Frau nicht vor-
gesehen, da sie diese nicht bräuchte, um
ihre Aufgaben zu Hause zu erfüllen", fasst
die Leiterin eines Kindergartens im Kreis
Aachen ihre Erfahrungen zusammen. 13

 
 Den Kindern wird auf diese Weise eine
erfolgreiche Integration in das deutsche
Bildungswesen stark erschwert. "Die Kin-
der, die in diesem Milieu aufwachsen, hö-
ren so kein einziges Wort Deutsch. Dann
kommen sie in die Schule und es ist, als
würde man sie direkt aus Anatolien hierher
holen. Das wird in den nächsten Jahren ein
noch größeres Problem", stellt der Islam-
wissenschaftler Michael Kiefer fest, der an
der Konzeption des Islamunterrichts an
nordrhein-westfälischen Schulen beteiligt
ist.14

 

 Besonders schlecht sind die Deutschkennt-
nisse bei jenen, die als Gastarbeiter nach
Deutschland gekommen sind. Zum einen
wurde vor dem Hintergrund der zunächst
erwarteten Rückkehr innerhalb von zwei
bis drei Jahren von keiner Seite auf ein
systematisches Erlernen der deutschen
Sprache Wert gelegt. Hinzu kam – was die
türkische Gruppe betrifft – , "dass viele der
Gastarbeiter, die aus den ländlichen Ge-
bieten stammten, auch in der Türkei kei-
nerlei Schulbildung genossen hatten". 15 So
wundert es nicht, dass Fachleute davon
ausgehen, dass die Gastarbeiter (mit Aus-
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nahme der Flüchtlinge und Asylbewerber)
über das niedrigste Sprachniveau verfügen,
obwohl sie am längsten in Deutschland
leben. 16

 
 Ein großer Teil der Zuwandererfamilien
 – insbesondere aus der Türkei – hält am
Gebrauch ihrer Muttersprache fest. Eine
Hamburger Untersuchung dokumentiert,
dass die Mehrheit der befragten türkischen
Familien im Alltag Türkisch redet. 34 Pro-
zent der Familien aus der Türkei gaben an,
ausschließlich Türkisch zu sprechen, alle
anderen gaben an, sowohl Deutsch als auch
Türkisch oder Kurdisch zu sprechen. 17

"Man kann also davon ausgehen, dass die
Zweisprachigkeit in Deutschland in den
unterschiedlichsten Mischungen und Do-
minanzen in absehbarer Zeit eher verbrei-
teter als seltener werden wird und das Bil-
dungswesen sich auf diese Situation ein-
stellen muss."18

 
 Städtische Einrichtungen – wie Volks-
hochschulen – unternehmen große An-
strengungen, entsprechende Angebote be-
reitzustellen und die Hürden zu überwin-
den. Die Eltern sollen motiviert werden,
ihre Kinder in den Kindergarten zu schi-
cken und auch sich selbst fortzubilden.
Zahlreiche Bildungs-, Freizeit- und Bera-
tungsangebote richten sich an sie.19

Dabei zeigen die Erfahrungen, dass die
Deutschkenntnisse bei der Einschulung
eher abnehmen, obwohl die angehenden
Grundschüler bereits die dritte in Berlin
lebende Generation sind.20 Fachleute sehen
die Ursachen in erster Linie in den Famili-
en, die sich abkapseln und es versäumen,
die sprachliche Kompetenz ihrer Kinder
ausreichend zu entwickeln. Dass dies die
Integrationsfähigkeit von Schulen überfor-
dert, liegt auf der Hand: Die türkischen
Schüler lernen weder ausreichend Deutsch
noch Türkisch, und ihre deutschen Mit-
schüler sind gegenüber Schülern in ande-
ren Stadtteilen eindeutig benachteiligt. Ein
Drittel der ausländischen Kinder verlässt
Berlins Schulen ohne Abschluss. Die Zahl
der Schulabbrecher liegt mehr als doppelt

so hoch wie bei der vergleichbaren deut-
schen Altersgruppe.21 Kaum jemand kann
seine Begabungen unter diesen Bedingun-
gen angemessen entfalten. Die Eltern ma-
chen sich – verständlicherweise – zuneh-
mend Sorgen um die beruflichen Chancen
ihrer Kinder. Die Folge ist: Deutsche El-
tern, die es sich leisten können, verlassen
den Stadtteil oder betätigen sich als
"Schulschleuser" und bringen ihre Kinder
an anderen Schulen unter.22

4. "Soziale Entmischung"
nimmt zu

Besser gestellte Türken und Deutsche mit
Kindern verlassen die einschlägigen
Stadtteile, sodass im Ergebnis die Bevölke-
rungszahlen sinken, der Ausländeranteil
aber weiter steigt. In einem Bericht des
Berliner Senats zur "Entwicklung einer
gesamtstädtischen Strategie zur Entschär-
fung sozialer Konflikte besonders belaste-
ter Stadtquartiere" heißt es: "Die Abwan-
derung wird überwiegend durch Familien
mit Kindern sowie durch Haushalte mit
gesichertem Einkommen bestimmt, wäh-
rend die zuziehenden Bevölkerungsgrup-
pen tendenziell sozial- und einkommens-
schwach sind; der Anteil von Erwerbslosen
und Ausländern nimmt zu. Durch diese
sozial selektiven Wanderungsprozesse
nimmt die soziale Segregation (Entmi-
schung) fortschreitend zu. [...] Dadurch
bilden sich Teilgebiete heraus, in denen
sich vielfältige soziale Problemlagen kon-
zentrieren und sich in ihrer Wirkung ge-
genseitig verstärken."23

Angesichts dieser Mehrheitsverhältnisse
insbesondere in der jüngeren Generation
stellt sich die Frage, wer sich wohin integ-
rieren soll. Der Zusammenhalt der Groß-
familien und das soziale Geflecht mit einer
ausgeprägten Selbsthilfebereitschaft bewir-
ken eine zunehmende Abschottung. Dar-
über hinaus bieten diese Stadtviertel eine
ethnisch ausgerichtete Angebotsvielfalt,
die den Interessen und Bedürfnissen der
ausländischen Wohnbevölkerung nahezu
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optimal entspricht. Eine fast vollständig
ausgebaute türkische Dienstleistungsinfra-
struktur – Gaststätten, Teehäuser, Ärzte,
Lebensmittelhändler, Friseure, Reisebüros,
ein Kaufhaus – macht den Kontakt dieser
Bevölkerungsgruppe zur deutschen Gesell-
schaft weitgehend überflüssig. "Wir brau-
chen hier die deutsche Sprache nicht",
meint denn auch ein 20-jähriger Kreuzber-
ger türkischer Staatsangehörigkeit im Ge-
spräch mit dem damaligen Berliner Innen-
senator, Jörg Schönbohm. 24 Der Sprecher
des Türkischen Bundes Berlin-Branden-
burg wird in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung mit der Einschätzung zitiert: "I r-
gendwann in den letzten Jahren hat das
türkische Leben Berlins jene Dichte er-
langt, ab welcher die eigene Schwerkraft
den Anpassungssog des deutschen Um-
felds übertrifft. Der integrierende Einfluss
der Mehrheitsgesellschaft dringt seither
nicht mehr durch."25

 Deutsche und Ausländer leben – nicht zu-
letzt auf Grund der Sprachbarrieren – in
den städtischen Ballungszentren meist iso-
liert nebeneinander her. Es ist ein Leben,
das zwar in Deutschland gelebt wird,
mental und seelisch aber in einer anderen
Welt stattfindet, die eher die Welt des Her-
kunftslandes ist. Eine neue Heimat ist etli-
che Jahrzehnte nach der Zuwanderung
(noch?) nicht entstanden. Die einheimische
Bevölkerung trauert hingegen den weit
zurückliegenden "besseren" Jahren ihres
Stadtteils nach und lebt vielfach noch in
dieser Zeit. "Es wird nicht (mehr) versucht,
sich eine neue Heimat in direkter Ausei-
nandersetzung mit der deutschen Gesell-
schaft zu schaffen. Ähnlich wie sich die
'Alteingesessenen' in eine Illusionswelt aus
der Vergangenheit zurückziehen, reagiert
ein Teil der türkischen Bevölkerung auf
verweigerte Identität, Sicherheit und Be-
teiligung mit einem Rückzug in ein eigenes
Territorium. Dieses Territorium wird [...]
von vielen Bewohnern und vor allem Frau-
en der ersten Generation kaum verlassen",
analysieren Sozialwissenschaftlerinnen die
Situation in Marxloh. 26 Einerseits schaffen
sich die zugewanderten Minderheiten auf

diese Weise vertraute Räume, in denen sie
sich sicher fühlen und schnell orientieren
können. Andererseits werden durch diese
Abschottung Vorurteile und Ängste auf
beiden Seiten kultiviert. Verschwörungs-
theorien haben insbesondere auf türkischer
Seite Hochkonjunktur, wie wissenschaftli-
che Untersuchungen belegen. 27 Die Ent-
wicklung von Vertrauen zu oder gar der
Identifikation mit der deutschen Umge-
bung durch den Kontakt zu Nachbarn oder
Vereinen wird auf diese Weise erheblich
erschwert. Die Identifikation mit der eige-
nen ethnischen Gruppe, der eigenen Kultur
und der Heimat, wird hingegen verstärkt,
was wiederum zur Abgrenzung von der
Mehrheit der Gesellschaft führt.
 
 Zu diesen Resultaten kommen auch die
Sozialforscher der Universität Bielefeld,
die sich in einer vierjährigen, vom nord-
rhein-westfälischen Sozialministerium
geförderten Studie mit Integrations- und
Desintegrationsproblemen in großen Kom-
munen beschäftigt haben: "Diese Ergebnis-
se sind deutliche Anzeichen einer derzeit
problematisch ablaufenden Integrations-
Desintegrationsdynamik zwischen Mehr-
heit und (türkischer) Minderheit."28

 

 Auf Grund ihrer Befragungsergebnisse
weisen sie auf die "außerordentliche Bri-
sanz gesellschaftlicher Desintegration nicht
nur bezüglich der Einstellung zu Konflik-
ten, sondern auch zu möglicher Gewalt"
hin und kommen zu dem Schluss, "dass
wir von einem erheblichen interethnischen
Konfliktpotenzial zwischen der 'einheimi-
schen' Mehrheitsbevölkerung und der hier
zum großen Teil bereits in der zweiten
oder dritten Generation lebenden türki-
schen Minderheit ausgehen müssen". 29

 
 Die Tatsache, dass sich in erster Linie die
türkische Wohnbevölkerung in einzelnen
Stadtteilen oder Straßenzügen konzentriert
und damit automatisch auch das Straßen-
bild prägt, führt bei den Einheimischen
nicht selten zu dem Gefühl, verdrängt zu
werden. Der öffentliche Raum wird zu-
nehmend von der zugezogenen ausländ i-
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schen Bevölkerung dominiert und die All-
tagskultur von den Symbolen der Zuwan-
derer beherrscht. Wenn ein Haus nach dem
anderen in türkische Hände übergeht, der
Kiosk an der Ecke – als ein traditioneller
Ort der Kommunikation – von türkischen
Pächtern übernommen wird und türkische
Geschäfte und Teestuben das Straßenbild
bestimmen, vollständig oder zumindest
teilweise vermummte Frauen und sich be-
fehdende Jugendbanden den öffentlichen
Raum sichtbar prägen, dann wird dies sel-
ten als multikulturelle Bereicherung emp-
funden.
 
 Die kulturelle Dominanz der einheimi-
schen Bevölkerung im öffentlichen Raum
wird hier unübersehbar in Frage gestellt.
Das Gefühl des Fremdseins in der eigenen
Heimat wird dann häufig immer stärker.
Wer kann, wird sich einen anderen Wohn-
ort suchen, womit der Bildung ethnischer
Kolonien erneut Vorschub geleistet wird.
 
 Distanz und Fremdheit werden auch durch
einen Strukturwandel innerhalb der türki-
schen Gemeinschaft verstärkt, der sich seit
Ende der Achtzigerjahre abzeichnet: Wa-
ren es früher vorwiegend linke türkische
Gruppen, die sich durch Demonstrationen
und Infostände, Plakate und Parolen an
Häuserwänden bemerkbar machten, so prä-
gen heute religiöse Gruppen mit ihren Aus-
drucksformen und Symbolen einzelne
Stadtviertel. "Über die religiösen Gruppen
[...] tauchen dauerhaft präsente Minarette,
Moscheen, Kopftücher und der Gebetsruf
auf, die den sozialen Raum symbolisch
verändern und besonders von den deut-
schen Alteingesessenen in ihren vertrauten
Orten als Herausforderung interpretiert
werden."30

Über die Abschottung besonders nach Ge-
walttätigkeiten innerhalb türkischer Grup-
pen berichtet ein Berliner Oberstaatsan-
walt, zuständig für Jugendgruppengewalt:

"Zum Beispiel passiert es, dass man sich in
bestimmten türkischen Kreisen untereinan-
der über das Verfahren außergerichtlich
einigt. Dann machen die alles dicht, dann

erfährt man nichts mehr, dann ist Schwei-
gen nach allen Seiten, dann wird blockiert
und die deutsche Justiz ist außen vor. Ich
habe also in diesen Kreisen den Eindruck,
dass die nicht in dieser Gesellschaft leben,
sondern in einer Sondergesellschaft, die
ihre Belange privat regelt und dann völlig
dicht macht."31

5. Kriminalitätsbelastung als
Ausdruck einer Integrations-
krise

Die hohe Kriminalitätsbelastung ausländ i-
scher Jugendlicher ist ein weiterer Aus-
druck der Integrationskrise.

In Hamburg besaßen fast die Hälfte aller
ermittelten Tatverdächtigen unter 21 Jah-
ren nicht die deutsche Staatsangehörig-
keit.32 1999 lag der Anteil ausländischer
Tatverdächtiger an allen Tatverdächtigen
der Gewaltkriminalität unter 21 Jahren bei
44,9 Prozent. Ähnliches gilt für Raub auf
Straßen, Wegen oder Plätzen sowie die
gefährliche und schwere Körperverlet-
zung. 33  Der Ausländeranteil im Strafvoll-
zug in Hamburg liegt bei 65 Prozent.34

Für Berlin zeichnet sich ein vergleichbares
Bild ab: Bei Raubdelikten und schwerer
Körperverletzung liegt die Tatverdächt i-
genbelastung bei türkischen Jugendlichen
drei Mal so hoch wie bei der vergleichba-
ren deutschen Altersgruppe (wobei auch
hier Illegale, Touristen und Durchreisende
bereits herausgerechnet worden sind), bei
Libanesen um das 7- bis 10fache und bei
Rumänen um das 17- bis 20fache höher.35

Der Ausländeranteil an den zu einer Ju-
gendstrafe Verurteilten lag in Berlin 1997
bei 42,5 Prozent.36 Von den 175 Untersu-
chungsgefangenen in der Jugendstrafan-
stalt Berlin sind nur 75 Deutsche, die
zweitgrößte Gruppe bilden die Türken,
gefolgt von Libanesen und Jugoslawen. 37

Gleichzeitig hat sich die Gewalttätigkeit in
den vergangenen Jahren auch qualitativ
negativ verändert. Ein Jugendrichter aus
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Berlin-Neukölln berichtet über seine Er-
fahrungen: "Die Qualität von Gewalt ver-
ändert sich, wird brutaler, die Häufung von
Gewalt nimmt zu. Qualität von Gewalt, da
meine ich einfach auch die Bewaffnung,
die immer mehr zur Regel wird."38

 Bei verschiedenen Ausländergruppen ist
die Gewaltbereitschaft besonders groß. Ein
Experte vom Landeskriminalamt Berlin
stellt auf Grund seiner jahrzehntelangen
Erfahrung die These auf, dass das Messer
in gewalttätigen Konflikten nicht von
Deutschen ins Spiel gebracht worden sei,
sondern von Nichtdeutschen. 39 Diesen Ein-
druck bestätigt auch der für Jugendgrup-
pengewalt und Rohheitsdelikte zuständige
Oberstaatsanwalt am Berliner Landgericht:
"Was mir nun jetzt bei den Nichtdeutschen
auffällt, ist insbesondere, dass sie furchtbar
leicht mit dem Messer umgehen. Das sind
Libanesen, Araber, Jugoslawen, Türken,
die verstehen es hervorragend, mit dem
Messer umzugehen, und sie gebrauchen
das Messer auch sehr gekonnt. Sie stechen
so tief, wie sie wollen. Sie tun das nicht in
höchster Erregung, sondern sie bedecken
etwa die Schneide des Messers und lassen
dann nur drei Finger breit die Spitze raus-
kommen, um jemanden zu strafen, ohne
ihn groß zu verletzen. Sie können das also
besser als etwa die Deutschen. Deutsche
tun das in Erregung, in der Wut, stechen
dann blindwütig zu und können die Ergeb-
nisse gar nicht mehr vorhersehen."40

 
 Ein Jugendrichter aus Neukölln beschreibt
die Supermarktüberfälle, die fast aus-
schließlich von ausländischen Jugendli-
chen begangen werden – nicht aus ge-
schlossenen Gruppen heraus, sondern mit
wechselnder Beteiligung. Sie "zeichnen
sich dadurch aus, dass Gewalt angewandt
oder damit gedroht wird. Es werden Waf-
fen mitgeführt, seien es Messer oder Gas-
pistolen. Es werden Angestellte der Su-
permärkte damit bedroht, aber nicht nur
durch eine simple Bedrohung. Die Täter
genießen es, Macht zu haben über andere.
Die werden gedemütigt. Sie werden richtig

zu Boden gebracht. Nun wird, wie es frü-
her in Rom bei den Kämpfen üblich war,
der Fuß in den Nacken gestellt, symbolisch
ausgedrückt, aber auch in gewisser Weise
real, und es wird ausgekostet, dass diese
Opfer wahnsinnige Ängste haben. Bei die-
sen Taten geht es um große Summen,
wenn die Sache gut läuft, um ca. 8.000 bis
10.000 DM. In den Verhandlungen sind
die Ersttäter in der Regel geständig."41

 
 Die Statistik weist aus, dass ausländische
– insbesondere türkische und libanesische–
Jugendliche in Berlin bei Delikten schwe-
rer Körperverletzung weit stärker in Er-
scheinung treten als ihre deutschen Alters-
genossen. 42

 
 Was die Opfer angeht, so zeigen die Erfah-
rungen der Polizei, dass sich ausländische
Jugendgruppen bevorzugt deutsche Ju-
gendliche als Opfer aussuchen, da sie von
ihnen weniger oder gar keine Gegenwehr
erwarten. Auch sehen sie keine Gefahr,
dass sich die Opfer durch Verwandte (Brü-
der, Väter) oder durch Freunde später rä-
chen. So berichtet der Jugendbeauftragte
der Berliner Polizei für Kreuzberg und
Neukölln: "Hinsichtlich der deutschen Op-
fer hat man die Erfahrung gemacht, dass
diese Drohungen ernst nehmen und sich
niemandem anvertrauen. In aller Regel
sind sie auch körperlich unterlegen. Von
hiesiger Dienststelle wurde auch beobach-
tet, dass diese beschriebene Angst kuriose
Formen annimmt. So gab es unter anderem
Fälle, wo deutsche Opfer Jugendlichen
(dem äußeren Anschein nach südländischer
Herkunft) Gegenstände aushändigten, ohne
dass ein Wort zwischen beiden Beteiligten
gewechselt wurde, weil die latente Gewalt
bei Straftätern mit südländischem Ausse-
hen vorausgesetzt wird."43

 
 Geringer belastet als ihre deutschen
Altersgenossen sind türkische Jugendliche
allerdings beim Ladendiebstahl, hier fallen
die libanesischen Jugendlichen besonders
negativ auf.44
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 6. Starke Zunahme der
Jugendkriminalität

 
 Die Jugendkriminalität hat in Deutschland
in den vergangenen Jahren stark zuge-
nommen. Alleine die Polizeilichen Krimi-
nalstatistiken – also die der Polizei bekannt
gewordenen Straftaten – weisen aus, dass
die registrierte Gewaltkriminalität der 14-
bis 20-jährigen Tatverdächtigen zwischen
1984 und 1997 in Westdeutschland um das
3,3fache gestiegen ist.45 Dabei gehen zwei
Drittel auf die starke Zunahme ausländ i-
scher Tatverdächtiger zurück.46 Allerdings
muss ein ethnisch selektives Anzeigever-
halten in Rechnung gestellt werden: Unter-
suchungen des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen (KFN) be-
legen, dass einerseits gewalttätige Ausei-
nandersetzungen seltener zur Anzeige ge-
bracht werden, wenn Täter und Opfer der-
selben ethnischen Gruppe angehören; an-
dererseits aber häufiger angezeigt wird,
wenn das Opfer Deutscher und der Täter
Ausländer ist. Auch wenn man dies be-
rücksichtigt, geht nach Ansicht von Krimi-
nologen der Anstieg "der polizeilich regis-
trierten Gewaltkriminalität junger Men-
schen [...] weit über das hinaus, was durch
eine Erhöhung der Anzeigebereitschaft
erklärt werden könnte"47, was im Übrigen
die praktischen Erfahrungen seit vielen
Jahren bestätigen. Das belegen auch Be-
fragungen unter Jugendlichen, wie sie das
Kriminologische Forschungsinstitut Nie-
dersachsen bundesweit durchgeführt hat:
Danach ist die Rate der Mehrfachtäter bei
türkischen Jugendlichen fast drei Mal hö-
her als die entsprechende Quote bei ein-
heimischen Deutschen. Von den Opfern
werden türkische Jugendliche am häufigs-
ten genannt (32,2 Prozent). "Sie sind damit
– gemessen an ihrem Anteil unter den Be-
fragten – um etwa das Vierfache als Täter
überrepräsentiert. Ausländische Jugendli-
che insgesamt wurden im Verhältnis zu
ihrem Anteil an der Schülerschaft doppelt
so oft als Täter genannt."48

 

 Der Anstieg der wegen Gewaltdelikten
angeklagten Jugendlichen und Heranwach-

senden in Hannover zwischen 1990 und
1996 geht zu 95,1 Prozent auf junge Aus-
länder, Aussiedler und eingebürgerte Deut-
sche zurück. Das ergab eine Analyse der
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten
in der niedersächsischen Landeshaupt-
stadt.49

 

 Auf der Basis umfangreicher Untersu-
chungen in neun deutschen Städten und der
Befragung von 16.000 Jugendlichen nach
ihren Gewalterfahrungen 1998 hat das
KFN (unter Leitung des heutigen nieder-
sächsischen Justizministers Christian Pfeif-
fer) jüngst wichtige Analysen – nicht nur
zur Erforschung des Dunkelfeldes der
Kriminalität – geliefert. Dabei wurden ge-
nau jene Bedingungen erfüllt, deren Fehlen
Kritiker bei der PKS bemängeln und mit
der sie ihre angeblich mangelnde Aussage-
kraft zu belegen versuchen: Es wurden
vergleichbare soziale Gruppen gleichen
Geschlechts und Alters unter deutschen
und ausländischen Jugendlichen gegen-
übergestellt. Demnach ergeben sich sowohl
aus der Sicht der Täter als auch aus der
Sicht der Opfer erhebliche Unterschiede in
der Gewaltbelastung Jugendlicher. Die
höchste Rate bei der Frage, ob und wie oft
sie im zurückliegenden Zeitraum eines
Jahres "andere beraubt, erpresst, massiv
geschlagen oder mit einer Waffe bedroht
hatten", wiesen die türkischen Jugendli-
chen mit 34,2 Prozent auf, ihnen folgten
Schüler aus dem ehemaligen Jugoslawien
mit 29,2 Prozent.50 "Auf hundert türkische
Jugendliche entfallen pro Jahr nach eige-
nen Angaben fast drei Mal so viel Gewalt-
taten wie auf gleichaltrige Deutsche. Bei
den Jugendlichen aus dem ehemaligen Ju-
goslawien sind es etwa 2,5-mal so viel."51

Um der Gefahr zu entgehen, dass man
Übertreibungen aufsitzt, wurden auch die
Opfererfahrungen abgefragt. Mit dem gle i-
chen Ergebnis: "Selbst junge Türken
nannten zu 26,9 Prozent ihre Landsleute
als Täter – eine Quote, die etwa drei Mal
so hoch liegt wie der Anteil der türkischen
Jugendlichen unter den befragten Schüle-
rinnen und Schülern."52
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 Legt man die Lebensumstände der auslän-
dischen Jugendlichen zu Grunde – Ar-
beitslosen- und Sozialhilfequote der Eltern
sowie die Ausbildungsperspektiven –, so
zeigt sich einerseits, dass in jenen Städten,
in denen die soziale Integration besser ge-
lungen ist, auch die Gewaltrate niedriger
ist. Andererseits stellen die Autoren der
Studie fest, dass sich auch in den Gruppen,
deren sozialer Stand (Besuch eines Gym-
nasiums, keine Arbeitslosigkeit der Eltern)
vergleichsweise hoch ist, erhebliche Unter-
schiede in der Gewalterfahrung auftun. So
zeigen die jungen Türken immer noch eine
doppelt so hohe Gewaltbelastung (22,9 zu
11,2 Prozent) wie ihre deutschen Altersge-
nossen. Deutlichen Abstand vor den ande-
ren ethnischen Gruppen weisen auch die
Jugendlichen aus dem früheren Jugosla-
wien auf.53

 
 Die Autoren führen das in erster Linie auf
die erheblich stärkeren Gewalterfahrungen
in den eigenen Familien zurück. Fast jeder
fünfte der befragten türkischen Jugendli-
chen gab an, im Laufe des zurückliegenden
zwölf Monatszeitraums zu Hause misshan-
delt worden zu sein. Bei den Deutschen
erklärte nur jeder 18., entsprechende inner-
familiäre Gewalterfahrungen gemacht zu
haben. Ähnliche Unterschiede gibt es auch
bei der Anwendung von Gewalt zwischen
den Eltern. Jeder dritte türkische Jugendli-
che und jeder elfte deutsche Jugendliche
gaben an, entsprechende Erfahrungen zu
besitzen. Auch hier wurde auf die Zugehö-
rigkeit zu vergleichbaren sozialen Gruppen
geachtet.54

 
 Hinzu kommt ein weiterer Befund: Je län-
ger die Aufenthaltsdauer in Deutschland
währte, desto häufiger gaben die befragten
türkischen Jugendlichen an, im Zeitraum
der zurückliegenden zwölf Monate Ge-
walttaten begangen zu haben – am häu-
figsten, wenn sie in Deutschland geboren
waren. Ein vergleichbares Bild ermittelte
die Studie auch für andere ethnische Grup-
pen. Das gilt auch für die Gewaltquote
innerhalb der betroffenen Familien.55 Die
Autoren Pfeiffer und Wetzels führen diese

Ergebnisse auf eine Integrationskrise auf
Grund der kulturellen Herkunft zurück.
Konkret drückt sie sich bei den männlichen
Jugendlichen vor allem durch die aus dem
islamischen Kulturkreis stammenden
Männlichkeitsvorstellungen aus, die mit
den in Deutschland dominierenden Hal-
tungen zunehmend in Konflikt geraten.
"Die besonders hohe Gewaltrate männli-
cher türkischer Jugendlicher erscheint da-
mit auch als Ausdruck eines Männlich-
keitskonzeptes, das unter den sozialen
Rahmenbedingungen unseres Landes mit
wachsender Aufenthaltsdauer in eine tiefe
Legitimationskrise gerät."56

 
 Zu den wesentlichen Ursachen der sehr
hohen Kriminalitätsrate unter jugendlichen
Ausländern zählen unbewältigte Probleme
im Elternhaus sowie zunehmende Funkti-
onsverluste von Eltern und Familien. Die
Eltern verlieren den Einblick und die er-
zieherische Kontrolle über die Lebenswelt
ihrer Kinder. Dieses Phänomen macht sich
bei Zuwanderern aus außereuropäischen
Kulturkreisen besonders bemerkbar, da
sich die Elterngenerationen häufig stark an
traditionellen Strukturen und Verhaltens-
mustern orientieren, während die Kinder
der westlichen Konsumgesellschaft ausge-
setzt sind. Hinzu kommen Konflikte, die
sich aus mangelnder Ausbildung und Ar-
beitslosigkeit bei gleichzeitig gestiegenen
Konsumbedürfnissen sowie aus Veruns i-
cherungen und Anpassungsschwierigkeiten
an eine andere Kultur und deren Normen
ergeben, woraus Orientierungs- und Iden-
titätsdefizite entstehen. Sie werden wieder-
um durch eine besondere Betonung ihrer
nationalen Identität kompensiert.

7. Hohe Arbeitslosigkeit
und die Folgen

Ein weiterer Indikator für die Dynamik der
Desintegration ist die hohe Arbeitslosigkeit
unter Ausländern und die überproportio-
nale Beteiligung am Bezug von Sozialhil-
feleistungen. So sind Ausländer in Ham-
burg mit einem Anteil von 22,3 Prozent an
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allen Arbeitslosen fast drei Mal so stark
vertreten, wie es ihrem Beschäftigtenanteil
entsprechen würde.57 Im Hamburger Ar-
beitsmarktbericht 2000 heißt es deshalb:
"Alarmierend ist, dass die Ausländerquo-
ten bei den Arbeitslosen kontinuierlich
zunehmen. Es ist vor allem die unzurei-
chende schulische und berufliche Qualifi-
kation, die ihre Integration in den Arbeits-
markt verhindert. Diese Defizite auf Seiten
der ausländischen Arbeitslosen sind umso
schwer wiegender, als absehbar ist, dass
sich die Arbeitslandschaft in den kommen-
den Jahren tief greifend verändern wird."58

1998 erhielten in Hamburg 100.000 deut-
sche Staatsangehörige Sozialhilfe und rund
55.000 Personen ausländischer Staatsange-
hörigkeit Sozialhilfe oder Asylbewerber-
leistungen. 59 Der 2. Hamburger Armutsbe-
richt weist aus, dass sich die Zahl der aus-
ländischen Empfänger von Sozialhilfe zwi-
schen 1980 und 1990 mehr als versechs-
facht hat (von 7.098 auf 46.566). Die Zahl
der deutschen Empfänger von Sozialhilfe
verdoppelte sich im selben Zeitraum (von
49.395 auf 104.204).60

Die Arbeitslosenquote der Ausländer in
Berlin liegt mit 34,1 Prozent fast doppelt
so hoch wie die Gesamtarbeitslosenquote
(17,7 Prozent). Das geht vor allem auf den
Abbau von Arbeitsplätzen zurück, die in
erster Linie von unqualifizierten Arbeit-
nehmern besetzt wurden.

Bei den erwerbsfähigen Türken hat nahezu
nur jeder zweite Arbeit, 46 Prozent von
ihnen sind jünger als 35 Jahre, und 90 Pro-
zent der arbeitslos gemeldeten Türken ha-
ben keine abgeschlossene Berufsausbil-
dung. 61

 

 Die Beteiligung am Erwerbsleben, die In-
tegration in den Arbeitsmarkt, ist eine zent-
rale Voraussetzung für gesellschaftliche
Integration. Tatsache ist, dass Ausländer
von Arbeitslosigkeit sehr viel stärker be-
troffen sind und sich die Beschäftigungs-
strukturen der Ausländer – nicht nur in
Deutschland, sondern auch in anderen eu-

ropäischen Ländern – von denen der Ein-
heimischen deutlich negativ abheben. Dies
spricht für erhebliche Integrationsdefizite
und deutet auf eine mittel- und langfristig
wirkende Abkopplung von Strukturent-
wicklungen auf dem deutschen Arbeits-
markt hin.
 

 Ein weiteres Indiz für die mangelnde In-
tegration in den Arbeitsmarkt ist auch die
Tatsache, dass rund ein Viertel aller aus-
ländischen weiblichen Beschäftigten in
geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen
tätig ist (1997).62 Überdurchschnittlich von
Arbeitslosigkeit betroffen sind auch aus-
ländische Jugendliche: Ihre Arbeitslosen-
quote lag 1999 mit 17,4 Prozent mehr als
doppelt so hoch wie die der deutschen Al-
tersgruppe (7,8 Prozent).63

 
 

8. Überforderte Kommunen
und Zuwanderung

 Die Städte und Ballungszentren sind mit
den Folgen der Zuwanderung aus den An-
werbestaaten der Sechziger- und Siebzi-
gerjahre ebenso konfrontiert wie mit den
Folgen des großen Aufkommens an Asyl-
bewerbern in den Achtziger- und Neunzi-
gerjahren. Die Folgen einer vorwiegend an
den Interessen der Großindustrie ausge-
richteten Arbeitszuwanderung der Sechzi-
gerjahre sind angesichts des wirtschaftli-
chen Strukturwandels und einer Erosion
Hunderttausender Arbeitsplätze hohe Ar-
beitslosigkeit und entsprechende über-
durchschnittliche Sozialhilfelasten bei
gleichzeitigen Einnahmeverlusten vor al-
lem beim Steueraufkommen. Vor dem
Hintergrund tief greifender sozialer Um-
strukturierungsprozesse in den Städten
verschärft die Zuwanderung die aktuellen
Probleme der Kommunen. "Es kommen
Menschen ohne Aussicht auf Arbeit. Ar-
beitslosigkeit und Verarmungsprozesse
könnten die bislang hohe Integrationskraft
der Städte zunehmend in Frage stellen,
Phänomene der Globalisierung erschweren
lokale Handlungsansätze. Die Zuwande-
rung fällt heute mit Problemen zusammen,
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die der Wandel für die Städte mit sich
bringt."64

 
 Deindustrialisierung und ständig an Ge-
schwindigkeit gewinnende Rationalisie-
rung führen zu einer strukturellen Arbeits-
losigkeit. Der Wandel hin zur Dienstleis-
tungsgesellschaft kann die weggefallenen
Arbeitsplätze im industriellen Sektor nicht
kompensieren. Auch deshalb nicht, weil
die neuen Arbeitsplätze Qualifikationen
erfordern, über die die Zuwanderer häufig
nicht verfügen. "Fallen Arbeitsplätze im
produzierenden Gewerbe weg, so verlieren
mehr Ausländer ihr Beschäftigungsver-
hältnis als Deutsche. Gelingt der Stadt hin-
gegen eine wirtschaftliche Revitalisierung
zu Gunsten neuer Industrien und eines
Ausbaus des Dienstleistungssektors, so
haben sie wiederum auf Grund ihrer man-
gelnden Qualifikation geringe Chancen,
eine neue Anstellung zu finden."65 Mit dem
sich dramatisch verschlechternden Ar-
beitsmarkt sind gleichzeitig die Integrati-
onschancen rapide gesunken.

Die abnehmende Integration in den Ar-
beitsmarkt verstärkt die Hinwendung zur
eigenen ethnisch strukturierten Gemein-
schaft und die Absonderung von der
Mehrheitsgesellschaft. Zusätzlich werden
diese Vorgänge durch die allgemein fest-
stellbaren sozialen Spaltungsprozesse in
den Städten gefördert. Das Konfliktpoten-
zial nimmt zu.

Die Zuwanderer und ihre Nachkommen
treten um Arbeits- und Ausbildungsplätze
und den Zugang zu sozialer Infrastruktur
wie Kindertagesstätten in Konkurrenz zu
einheimischen sozial Schwachen. Die zu-
nehmende soziale Polarisierung in den
Städten bringt es zwangsläufig mit sich,
dass die sozial Schwachen überproportio-
nal große Integrationsleistungen zu erbrin-
gen haben und damit häufig überfordert
werden. Sie werden im Alltag mit den
fremden Lebensweisen und -rhythmen,
fremdem Verständnis von Zeit und von der

Inanspruchnahme öffentlichen und priva-
ten Raums konfrontiert. In der Schule fin-
det die Auseinandersetzung um die domi-
nierende Sprache statt.

Wesentliche Bedingungen gelungener In-
tegration sind wirtschaftliches Wachstum
und expandierende Arbeitsmärkte. Ange-
sichts einer hohen strukturellen Arbeitslo-
sigkeit fallen die Zuwanderer immer häufi-
ger auf die sozialen Sicherungssysteme
zurück. Dies stellt die Kommunen in Zei-
ten überlasteter öffentlicher Haushalte mit
hohen strukturellen Defiziten vor ein Di-
lemma: Die Anforderungen steigen, wäh-
rend die Handlungsfähigkeit abnimmt. Für
2001 rechnete der Präsident des Deutschen
Städte- und Gemeindebundes damit, dass
die Kommunen zum ersten Mal mehr als
die Hälfte ihrer Steuereinnahmen für Sozi-
alleistungen ausgeben müssten. 66 So sind
einerseits einschneidende Sparanstrengun-
gen bei den konsumtiven Ausgaben un-
vermeidbar, andererseits erfordern die Pro-
bleme in den sozial schwierigen Stadtteilen
besondere Anstrengungen, um die Ent-
wicklung zu Ghettos und die Eskalation
von Abschottung und Gewalt zu vermei-
den. Dies gilt nicht nur für die polizeiliche
Präsenz, sondern auch für die personelle
Ausstattung beispielsweise von Kinderta-
gesstätten, Kindergärten und Schulen.
Was bedeutet dieser Befund für die Städte?
Die großen Städte werden in Zukunft ihre
geschichtliche Rolle als "gigantische Integ-
rationsmaschinen"67 nur mehr sehr einge-
schränkt übernehmen können – die
Maschinen geraten zusehends ins Stottern.

Bei wachsenden sozialen Problemen und
sinkender Aufnahmekapazität des Ar-
beitsmarktes spricht vieles dafür, dass sich
die Konflikte in den Städten weiter ver-
schärfen werden. Gleichzeitig verlieren sie
zunehmend die politische und ökonomi-
sche Kraft, die Konflikte einzugrenzen
oder gar zurückzudrängen.
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9. Konsequenzen

Welche Schlüsse sind aus dieser Analyse
zu ziehen? Hier sollen vier benannt wer-
den: Plädoyer für

– ein realistisches Bild von der Lage und
ein Ende der Schönfärberei,

– einen Kurswechsel vom Integrations-
angebot zur Integrationspflicht,

– den Abschied vom Ökonomismus und
– eine offensive Auseinandersetzung mit

der politischen Zielvorstellung der
"multikulturellen Gesellschaft".

9.1 Plädoyer für ein realistisches Bild
von der Lage und ein Ende der
Schönfärberei

Schönfärberei hilft nicht weiter, sondern
verhindert vielmehr eine zutreffende Ana-
lyse, die wiederum die Voraussetzung für
eine wirksamere Integrationspolitik ist.
Vorhandene Konflikte zu verdrängen birgt
zudem die Gefahr, dass sich das Konflikt-
potenzial aufbaut und sich unerwartet und
eruptiv entlädt. Eine offene Debatte dar-
über, welche Defizite und Probleme es
gibt, muss deshalb stärker als bisher geför-
dert werden. Der heutige "Schweigekon-
sens" weiter Kreise der Politik fordert ext-
remistische Gruppen geradezu heraus.
Zu der notwendigen Analyse gehört, dass
die sprachliche, wirtschaftliche und soziale
Integration großer Teile der ausländischen
Bevölkerung auch nach jahrzehntelangem
Aufenthalt in Deutschland erhebliche De-
fizite aufweist und in Teilen sogar rückläu-
fig ist. Die Integrationsmisere hat zwei
wesentliche Ursachen: die ökonomistische
Politik der Sechziger- und Siebzigerjahre,
die glaubte, je nach Bedarf Arbeitskräfte
ins Land holen und wieder zurückschicken
zu können, ohne zur Kenntnis zu nehmen,
dass dieser Mechanismus nicht funktionie-
ren konnte und aus "Gastarbeitern" Zu-
wanderer wurden. Die zweite Ursache liegt
in der irrigen Annahme, dass Integration
im Verlaufe der Jahre und Jahrzehnte au-
tomatisch erfolgen werde und dass sich die

Politik des Staates auf Angebote zur Integ-
ration zu beschränken habe. Beide An-
nahmen wurden der Lebenswirklichkeit
nicht gerecht.

9.2 Plädoyer für einen Kurswechsel
vom Integrationsangebot zur
Integrationspflicht

Zuwanderer haben nach verbreiteter Auf-
fassung in erster Linie Ansprüche an die
deutsche Aufnahmegesellschaft. Das man-
gelnde Selbstbewusstsein, die Ich-Schwä-
che der deutschen Integrationspolitik, ver-
bietet es hingegen, Ansprüche an den Zu-
wanderer zu stellen oder gar Kriterien für
eine dauerhafte Zuwanderung zu entwi-
ckeln. So wurde der Eindruck erweckt, als
sei die Entscheidung, die beim Erwerb der
Staatsangehörigkeit grundsätzlich verlangt
wird, unzumutbar. Sich zum Staat Bundes-
republik Deutschland zu bekennen und in
der Konsequenz die alte Staatsangehörig-
keit abzugeben, das könne nicht verlangt
werden. Das hier zum Ausdruck kommen-
de defizitäre Selbstbewusstsein löst bei
vielen Zuwanderern am ehesten Verach-
tung aus. Die Vorstellung, dass es etwas
Erstrebenswertes sein könne, die deutsche
Staatsangehörigkeit zu erhalten, das jen-
seits rechtlicher und materieller Vorteile
liegt, ist für sie angesichts der von der
deutschen Politik verbreiteten Gering-
schätzung nur schwer nachvollziehbar.
 

 Einer Untersuchung des Zentrums für Tür-
keistudien zufolge erfüllen drei Viertel
aller noch nicht eingebürgerten Zuwande-
rer aus der Türkei die Voraussetzungen für
eine Einbürgerung in Deutschland. Die
Mehrheit der türkischen Staatsbürger in
Deutschland lehnt allerdings eine Einbür-
gerung "definitiv" ab. Je länger die Auf-
enthaltsdauer in Deutschland, desto gerin-
ger der Wille, sich einbürgern zu lassen.
Die Gruppe, die länger als 30 Jahre in
Deutschland lebt, lehnt zu 83 Prozent eine
Einbürgerung ab.68 Nach der gleichen Un-
tersuchung geben rund drei Viertel der
Befragten als Motive für ihre Einbürgerung
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rechtliche Vorteile, Aufenthaltssicherheit
und politische Mitspracherechte an. Nur
sieben Prozent gaben an, sich "ganz und
gar mit Deutschland verbunden" zu füh-
len. 69

 
 Vor diesem Hintergrund geht die immer
wieder vorgebrachte Behauptung ins Lee-
re, die angebliche Verweigerung der
Staatsangehörigkeit und der damit verbun-
denen politischen Rechte für jene, die hier
dauerhaft leben, sei diskriminierend und
eine Ursache für die feststellbaren Tenden-
zen zur Desintegration.
 
 Welche Integrationschancen werden sich
mit der zweiten Staatsangehörigkeit für
die Kinder in den ethnischen Kolonien
unserer Großstädte verbessern? Was nützt
ein deutscher Pass, wenn die deutsche
Sprache im Elternhaus nicht gesprochen
wird und auf diese Weise auch die Kinder
keine Chance haben, die Schule erfolg-
reich zu absolvieren und anschließend ei-
nen Ausbildungsplatz zu bekommen?
Welches Kind fragt nach der Staatsange-
hörigkeit, wenn es mit dem Nachbarkind
spielt? Die sozialdemokratische Vorgän-
gerregierung unter Kanzler Helmut
Schmidt hatte noch eine andere – realisti-
schere – Einschätzung: "Wenn die An-
forderungen für eine Einbürgerung we-
sentlich herabgesetzt werden, könnte es
sein, dass ein Eingebürgerter trotz des
rechtlichen Bandes der Staatsangehörig-
keit innerlich in Deutschland ein Fremder
bleibt, der sich trotz voller rechtlicher
Gleichstellung in seinen sozialen Chan-
cen diskriminiert fühlen könnte. Es wäre
dann nicht auszuschließen, dass fremd-
sprachige Minderheiten mit deutscher
Staatsangehörigkeit in der Bundesrepu-
blik Deutschland entstehen, die für sozi-
ale Krisen besonders anfällig werden."70

 

 Selbstverständlich darf der Staat von de-
nen, die die deutsche Staatsangehörigkeit
erlangen wollen, eine bewusste Entsche i-
dung dafür, die Hinwendung zu diesem
Staat sowie die damit verbundene Loslö-
sung von seinem bisherigen Heimatstaat

verlangen. Der Verzicht darauf, wie er in
der Debatte um das Staatsangehörigkeits-
recht gefordert worden ist, sendet die fal-
schen Signale aus: Eine Entscheidung wird
nicht verlangt. Damit wird im Ergebnis
auch keinerlei Anreiz geschaffen, Abgren-
zung und Absonderung abzubauen. Im
Gegenteil: Mit der Debatte wurde eher auf
die Verfestigung ethnischer und kultureller
Gruppenzugehörigkeiten und damit auf die
weitere Zersplitterung unserer Gesellschaft
hingewirkt. So werde man in Zukunft
"auch mit einem angriffslustigen ethnisch-
religiösen Lobbyismus zu rechnen" haben,
kommentierte denn auch die tagesze itung. 71

Integrationspolitik muss sich von bekann-
ten Lebenslügen verabschieden: Dazu ge-
hört, dass Integration grundsätzlich in das
Belieben von Zuwanderern gestellt wird.
"Integration kann nur freiwillig erfolgen,
einen Zwang kann und darf es nicht ge-
ben", wie es in einer Veröffentlichung der
Ausländerbeauftragten der Bundesregie-
rung heißt.72 Um Integrationsprozesse an-
zustoßen und zu beschleunigen, ist ein
Kurswechsel unumgänglich: vom Integra-
tionsangebot hin zur unüberhörbaren Integ-
rationsforderung und zum Integrations-
druck. Die proklamatorische Anerkennung
Deutschlands als Einwanderungsland, wie
sie unter anderem von der amtierenden
Ausländerbeauftragten Marieluise Beck
immer wieder gefordert wird73, trägt Züge
eines intellektuellen Konstrukts und par-
teipolitisch motivierter Rechthaberei. In-
tegrationspolitisch ist damit noch nichts
wesentlich Neues ausgesagt. Kay Hail-
bronner hat zu Recht bemerkt: "Aus der
faktischen Einwanderung zu schließen, es
müsse auch durch die Erklärung der Bun-
desrepublik Deutschland zum Einwande-
rungsland für die Zukunft rechtlich sankti-
oniert werden, was faktisch nicht verhin-
dert werden konnte, ist ähnlich, wie wenn
man aus der massenhaften Steuerhinterzie-
hung bei Zinseinkünften aus ausländischen
Kapitalanlagen den Schluss ziehen wollte,
die Bundesrepublik zum steuerfreien Land
für Kapitaleinkünfte zu erklären."74
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Die deutsche Politik wird nicht umhin
kommen, Integrationsleistungen von Seiten
derjenigen einzufordern, die sich in
Deutschland dauerhaft aufhalten wollen
und dürfen. Das gilt auch für die Einbürge-
rungspraxis. Nicht die Verkürzung von
Fristen löst Probleme, sondern konkrete
Integrationsleistungen des künftigen deut-
schen Staatsbürgers, die eine Hinwendung
zu seiner neuen Heimat dokumentieren,
sind die Erfordernisse. Die Vorstellung,
der Staat müsse nur genügend attraktive
Integrationsangebote (wie Sprach- und
Integrationskurse) machen oder gar ein
Recht auf Integrationsangebote im Auslän-
dergesetz festschreiben75, dann sei die bis-
her unzureichend erfolgte und in weiten
Teilen ausgebliebene Integration ein
Selbstläufer, geht an der Realität vorbei.

 Die Erfahrungen mit Integrationsverweige-
rung in den Kommunen unter anderem auf
Grund überkommener autoritär-patriarch-
alischer Familienstrukturen sprechen je-
denfalls eine andere Sprache. Hier liegt
eine der wesentlichen Ursachen für rück-
läufige Integration, und genau hier könnte
ein wichtiger Beitrag zur Stärkung der Po-
sition der Frau geleistet werden. "Integrati-
on läuft über die Frauen – das wissen auch
die türkischen Familien, die deshalb die
Bräute ihrer Söhne aus der Heimat holen,
gerade um westliche Einflüsse von der
Familie fern zu halten. [...] Die staatliche
Gleichgültigkeit gegenüber dem Integrati-
onsunwillen ganzer Gruppen führt dazu,
die Macht der Patriarchen über genau die
Mitglieder der Familie zu festigen, die am
meisten zur Integration beitragen können:
die Mütter, die ihre Kinder in die deutsche
Gesellschaft hineinführen – oder sie aber
davon abschotten. Wer argumentiert, eine
Sprache sei nicht mit Zwang zu erlernen,
hat Recht – er ignoriert aber das Problem,
dass es auch Zwang ist, der vielen Zuwan-
derern die Integration und das Lernen der
Sprache verwehrt. Ein Zwang, der nicht
nur mit freundlichen Angeboten aufgeho-
ben werden kann, sondern nur durch die
vom Staat eingeforderte Pflicht jedes Zu-
wanderers, ein Minimum an Deutsch zu

erlernen. Diese Pflicht ist eine Forderung
an die Zuwanderer, sie kann aber auch zur
Befreiung werden: zur Befreiung aus ei-
nem fesselnden Familienband, zur Befrei-
ung, das eigene Leben selbst in die Hand
nehmen zu können und nicht nur das un-
mündige Anhängsel eines Ehegatten zu
sein."76

 

Die erhebliche Verstärkung des deutschen
Sprachunterrichts an Schulen und die Ab-
sicht, künftig Schulanfänger um ein Jahr
zurückzustellen, wenn sie trotz entspre-
chender Kurse nicht über ausreichende
Sprachkenntnisse verfügen, wie es in Hes-
sen vorgesehen ist, geht daher in die richti-
ge Richtung.

Wie sehr das Bild des umfassend "betreu-
ten Menschen", der sich ohne staatliche
Alimentation und sozialarbeiterischen
Rund-um-die-Uhr-Einsatz nicht zurecht-
findet, noch die politischen Vorstellungen
prägt, dokumentiert der Vorschlag der
SPD-Bundestagsfraktion, den Zuwande-
rern "Integrationslotsen [...] auf ihrem Weg
beratend zur Seite" zu stellen. 77 Jedem Zu-
wanderer seinen Integrationslotsen! Wenn
Integration nicht ausreichend stattfindet,
liege es daran, dass die verantwortlichen
Kommunen noch nicht ausreichend Integ-
rationslotsen bereit gestellt hätten? Genau
von diesem Politikansatz wird man sich
verabschieden müssen, will man in Zu-
kunft mehr Erfolge erzielen als bisher. Es
muss als Selbstverständlichkeit von Zu-
wanderern erwartet werden, dass sie sich
eigenverantwortlich um den Erwerb von
Sprachkenntnissen und anderen kulturellen
Anpassungsleistungen bemühen.

Nicht länger kann das Dogma gelten: "In-
tegration kann nicht Anpassung heißen und
mit Verlust von Identität einhergehen."78

Hier muss entschieden widersprochen
werden: Selbstverständlich müssen von
Menschen, die sich dauerhaft in Deutsch-
land niederlassen wollen, erhebliche An-
passungsleistungen erwartet werden. Leere
Floskeln wie das Postulat von Bündnis
'90/Die Grünen, "Integration [...] meint den
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beständigen Prozess der Verständigung
über die gemeinsamen Grundlagen und
Regeln des Zusammenlebens"79, verunkla-
ren die Situation ebenso wie die Formel
vom "Integrationsvertrag", die von der
Ausländerbeauftragten ins Gespräch ge-
bracht worden ist.80 Das Bild vom Vertrag
ist in diesem Zusammenhang schief und
weckt falsche Assoziationen. Es hilft nie-
mandem, wenn man verschleiert, dass sich
der Staat und der zuwanderungswillige
oder gar asylbegehrende Ausländer nicht
als gleichberechtigte Verhandlungspartner
gegenüberstehen. So kann es kaum dem
Verhandlungsgeschick des "Vertragspart-
ners" Ausländer überlassen bleiben, zu
welchen Bedingungen er sich integriert
und Staatsbürger wird. Falsche Bilder
schaffen falsche Erwartungen und bewir-
ken im Ergebnis Fehlentwicklungen. Die
Feststellung Theo Sommers in Der Zeit,
"Integration bedeutet zwangsläufig ein
gutes Stück Assimilation an die deutsche
Leitkultur und deren Kernwerte", ist zent-
ral. 81 Dass sie – als sie von Unionspoliti-
kern in die Debatte gebracht worden war82

– so umstritten war, zeigt, wie unterentwi-
ckelt das Problembewusstsein in diesen
Fragen (noch) ist.
 

 Der Prozess der Integration "kann gelingen
unter den Bedingungen resignierter Tole-
ranz, universell gültiger Menschenrechte,
ökonomischen Wachstums, expandierender
Arbeitsmärkte und einer urbanen Stadt, die
soziale Segregation und zugleich Räume
unvollständiger Integration ermöglicht". 83

Wenn diese Feststellung grundsätzlich
zutrifft, dann stehen die Chancen für Integ-
rationsfortschritte größeren Ausmaßes
nicht gut. Es zeichnen sich weder dauer-
haftes und nennenswertes wirtschaftliches
Wachstum noch eine spürbare Entlastung
auf dem Arbeitsmarkt ab. Auf Grund der
Bevölkerungsentwicklung, des unvermin-
derten Wanderungsdrucks nach Deutsch-
land und der bevorstehenden Erweiterung
der Europäischen Union wird sich die
Bundesrepublik Deutschland auf zuneh-
mende Belastungen und Spannungen ein-
stellen müssen. Die Feststellung des SPD-

Vorstandes aus dem Jahr 1982, "Integrati-
on kann nur gelingen, wenn der Anteil der
Ausländer an der deutschen Bevölkerung
nicht weiter zunimmt"84, hat daher nichts
an seiner Gültigkeit verloren.
 
 Es gibt auch in Sachen Integration keine
Patentrezepte, insbesondere was die Integ-
rationsdefizite und Desintegrationsphäno-
mene in den Großstädten betrifft. Die fata-
listische Hinnahme kann jedenfalls nicht
das letzte Wort sein. Etwa wenn der SPD-
Politiker Hans-Ulrich Klose erklärt: "In-
zwischen haben wir in Deutschland, zu-
mindest in den größeren Städten, sehr ver-
festigte Parallelgesellschaften, und zwar so
verfestigt, dass ich nicht glaube, dass noch
wirkliche Integrationserfolge erzielt wer-
den können. Ich glaube, das ist 'verloren'.
Das ist eine sehr bittere Aussage, weil das
etwa 85 Prozent der hier gegenwärtig le-
benden Türken betrifft."85 Wer die Proble-
me ihrem Selbstlauf überlässt, wird sich in
nicht allzu ferner Zeit mit bürgerkriegs-
ähnlichen Zuständen konfrontiert sehen.
Unter anderem die Einbindung der Zuwan-
derer in die sozialen Sicherungssysteme
hat bisher Zustände, wie sie sich im engli-
schen Bradford oder in den Banlieus fran-
zösischer Großstädte abspielten, verhin-
dert. Dass das so bleiben muss, ist eine
Illusion.

Vor allem wird dauerhaftes politisches
Interesse benötigt, unabhängig von kurz-
zeitigen politischen Konjunkturen und
Medien-Alarmismus. Hinzu muss die
Möglichkeit treten, offen über die Proble-
me zu sprechen, ohne Gefahr zu laufen,
von Moral- und Rassismuskeulen getroffen
zu werden. Davon sind wir heute leider
noch weit entfernt.

9.3 Plädoyer für den Abschied
vom Ökonomismus

Vollzieht die Politik in den ersten Jahren
des neuen Jahrhunderts – wie in den Sech-
zigerjahren des vergangenen – wiederum
nur das, was die Wirtschaft von ihr laut-
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stark einfordert? Macht sie wiederum den
Fehler eindimensionalen ökonomischen
Denkens, das die Menschen auf ihre Funk-
tionalität im Arbeitsprozess reduziert und
kulturelle Fragen ausblendet oder für un-
wesentlich erklärt? Ein solches Denken
wird den Menschen nicht gerecht – weder
den Zuwanderern noch den Einheimischen.
Das Ignorieren der kulturellen Herkunft
und Prägung von Zuwanderern führt, wie
die Gastarbeiter-Anwerbung der Sechzi-
ger- und Siebzigerjahre zeigt, zum integra-
tionspolitischen Desaster. Es geht eben
nicht in erster Linie um "wettbewerbsfähi-
ges Humankapital", wie es im Sechsten
Familienbericht der Bundesregierung zur
Lage von Familien ausländischer Herkunft
in Deutschland formuliert ist.86

Welche geradezu grotesken Züge dieser
Ökonomismus annimmt, demonstrieren die
"Sachverständigen", die diesen Familien-
bericht verfasst haben. Die deutsche Be-
völkerung löse ihr Problem – die sehr nied-
rige Kinderzahl – zunehmend durch "Be-
völkerungsimport": "Auch hier sind die
Parallelen zum Outsourcing globalisierten
Wirtschaftens überdeutlich: Was sich ge-
genwärtig als sozialer Ausdifferenzie-
rungsprozess von Reproduktionsaufgaben
aus dem Zentrum in die Peripherie der
Moderne vollzieht, ist aus Sicht dieser
Moderne als 'lean (re-)production' zu be-
zeichnen."87 Das Humankapital der westli-
chen Industriegesellschaften entledigt sich
seiner Reproduktionsaufgaben mittels Be-
völkerungsimport und wählt damit den
Weg der "lean (re-)production". Die
zwanghafte Verwendung volkswirtschaft-
licher Begrifflichkeiten ist Ausdruck eines
extrem defizitären und falschen Verständ-
nisses vom Menschen. Dass es bei der Kri-
se der Bevölkerungsentwicklung und deren
Auswirkungen um mehr als volkswir t-
schaftliche Fragen gehen könnte, kommt
diesem Denken, das sich in das Prokrustes-
Bett solch verquaster Sprache begeben hat,
nicht mehr in den Sinn. Wo ausschließlich
der (Arbeits-) Markt zum Kriterium von
Zuwanderung gemacht werden soll, wer-
den Politik und politische Gestaltung über-

flüssig. Wenn das Staatsvolk als Souverän
grundlegende Fragen wie die der Gestal-
tung von Zuwanderung nicht mehr über die
gewählten Politiker entscheidet, dann wird
das Demokratieprinzip ausgehebelt.

Dabei ist die Abstraktion von Herkunft und
Geschichte den Ökonomisten ebenso eigen
wie den linken Protagonisten eines "Ein-
wanderungslandes Deutschland". 88

9.4 Plädoyer für eine offensive
Auseinandersetzung mit der
politischen Zielvorstellung der
"multikulturellen Gesellschaft"

 Die Debatte um Zuwanderung ist auch
durch Kampfbegriffe gekennzeichnet, mit
deren Hilfe Freund und Feind schnell er-
kannt und vor allem unterschieden werden
können. Zu diesen Kampfvokabeln zählt
die "multikulturelle Gesellschaft". Leben
wir in einer multikulturellen Gesellschaft,
wie die Grünen89, die Kirchen90 und die
selbst ernannte "migrationspolitische
Fachöffentlichkeit" zu behaupten nicht
müde werden? Der Begriff ist hinreichend
unpräzise. Häufig wird er als reine Zu-
standsbeschreibung, dann aber auch wieder
als normatives politisches Konzept ver-
wendet.
 
 Seine Herkunft und die damit verbundenen
politischen Vorstellungen werden selten
erwähnt: Der Begriff stammt aus der ame-
rikanischen Debatte der Achtzigerjahre. Im
Hintergrund stand dabei die Behauptung,
die Entstehung einer amerikanischen Iden-
tität durch Integration sei gescheitert und
die Diskriminierung nicht-weißer Minder-
heiten kennzeichne weiterhin das gesell-
schaftliche Leben in den Vereinigten
Staaten. An die Stelle des "melting pots"
sollte die "multikulturelle Gesellschaft" als
Ideal, als die Besinnung auf die eigene
ethnische Herkunft treten, verbunden mit
der Abgrenzung gegenüber der herrschen-
den "weißen" Kultur. Dieses bewusste Ab-
setzen und die Reflexion auf sich selbst
sollten den Minderheiten die Chance bie-
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ten, ein neues Selbstwertgefühl zu entwi-
ckeln. 91 Die Geschichtsschreibung sollte zu
dieser Identitätsfindung beitragen und auf
diese Weise faktisch die Funktion eines
"Therapeutikums" wahrnehmen. 92 Kann ein
solches Konzept mehr oder weniger ge-
trennter Entwicklung ein Leitbild für
Deutschland sein?

Die Islamisten in Deutschland hätten in
einer multikulturellen Gesellschaft ent-
sprechende Entfaltungsmöglichkeiten: Sie
könnten in "Parallelgesellschaften" gemäß
ihren Rechtsvorstellungen (Scharia) und
daraus abgeleiteten gesellschaftspoliti-
schen Vorstellungen leben. Die Integrati-
onsbilanz der vergangenen 40 Jahre zeigt,
dass wir in Deutschland eindeutig zu viel
Absonderung, Abschottung und Desinteg-
ration zu verzeichnen haben. Deshalb ist
das Konzept einer multikulturellen Gesell-
schaft für Deutschland, das kleiner ist als
der US-Bundesstaat Montana und in der
Mitte Europas liegt, völlig ungeeignet.
Verfassungsstaat und Gesellschaft in
Deutschland sind – wie der Verfassungs-
rechtler Paul Kirchhof formuliert hat –
"nicht multikulturell, wohl aber kulturof-
fen". 93 Als Leitbild der gesellschaftlichen
Entwicklung in Deutschland ist der Multi-
kulturalismus unbrauchbar, weil er inhalt-
lich unscharf ist und all jene ermutigt, die
Abgrenzung predigen und Sonderrechte für
Minderheiten einfordern. Die Akzeptanz
aller Lebensformen im gleichberechtigten
Nebeneinander, die im Privaten möglich
ist, kann nicht auf das Zusammenleben im
Staat übertragen werden. Wohin das führt,
dokumentieren – unfreiwillig – die Auto-
ren des 6. Familienberichtes der Bundesre-
gierung deutlich, wenn sie die Frage stel-
len, "ob der verfassungsmäßige Schutz von
Ehe und Familie Raum für die Einbezie-
hung von in anderen kulturellen Kontexten
legitim praktizierten, funktional äquiva-
lenten Lebensformen gibt". 94 Verklausu-
liert bedeutet das nichts anderes als die
suggestive Frage, ob nicht konsequenter-
weise auch die Polygamie – wie sie unter
anderem im Islam erlaubt ist – in
Deutschland zukünftig möglich und dann

auch staatlich geschützt sein müsse. An
diesen Stellen wird deutlich, dass trotz
allen "Verfassungspatriotismus" die
Grundwerte dieser Verfassung – des
Grundgesetzes – immer weniger selbstver-
ständliche Anerkennung erhalten.

Der Begriff der multikulturellen Gesell-
schaft steht für das Gegenteil dessen, was
wir brauchen: ein selbstbewussteres Ver-
treten der Werte und Vorstellungen, die
zum Kern der europäischen und deutschen
Identität gehören. Dazu gehört auch die
Abkehr von einer falsch verstandenen To-
leranz, die sich selbst verleugnet, ein in-
nergesellschaftliches Appeasement betreibt
und Verhaltensweisen hinnimmt, die in
einer europäischen Gesellschaft des 21.
Jahrhunderts nicht toleriert werden dürfen:
So sind Verstöße gegen die Menschenwür-
de – wie Antisemitismus –, ob er sich ge-
walttätig oder "nur" verbal äußert, auch
dann kein Kavaliersdelikt oder ein "Aus-
rutscher", wenn sich Ausländer oder Mos-
lems Derartiges zu Schulden haben kom-
men lassen. Horrorszenarien wie in den
Niederlanden, wo in Amsterdam Juden mit
Keppele bei palästinensischen Demonstra-
tionen durch die Straßen gejagt und ver-
prügelt wurden95, darf es ausgerechnet in
Deutschland nie (wieder) geben.

Irreführend ist der immer wieder erweckte
Eindruck, das Problem mangelnder Integ-
ration und Integrationsbereitschaft ließe
sich durch verstärktes Erlernen der deut-
schen Sprache aus der Welt schaffen. Zu
Recht hat Bassam Tibi darauf hingewiesen,
dass der Hamburger Student Mohammed
Atta, der an dem Terrorangriff vom 11.
September 2001 beteiligt war, sehr gut
Deutsch sprach. 96 Letztlich geht es um ei-
nen Wertekanon, der anerkannt werden
muss, wenn die kulturelle Identität
Deutschlands als europäischer Nation nicht
aufs Spiel gesetzt werden soll. Welche
Schwierigkeiten es dabei gibt und wie weit
entfernt die gegenwärtige politische De-
batte vom Bewusstsein dieser Schwierig-
keiten ist, wird besonders mit Blick auf
den Islam deutlich.
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So hat der Göttinger Orientalist Tilman
Nagel auf die konkreten konfliktbeladenen
Themen aufmerksam gemacht: "Um eine
solche Übereinstimmung [zwischen Islam
und Grundgesetz] herbeizuführen, müssten
wesentliche Partien des Korans und der
Prophetenüberlieferung für nicht mehr
gültig erklärt werden; insbesondere den
zahlreichen Koranstellen und Propheten-
worten, die zur Gewaltanwendung gegen
Andersgläubige auffordern ... und den ab-
soluten Geltungsanspruch des Islam ver-
fechten, sowie den ebenfalls zahlreichen
Belegen für die inferiore Stellung der Frau
wäre ohne Wenn und Aber die ewige Gel-
tung abzusprechen."97

 

 Zuwanderung führt immer zu Konflikten.
Diese Konflikte sind unter anderem – was
Zuwanderer aus dem außereuropäischen
Raum angeht – häufig in kulturellen Unter-
schieden begründet. Das Reden darüber hat
nichts mit Rassismus zu tun. Wer es als
solches brandmarkt, leistet keinen Beitrag
zu einem friedlichen Zusammenleben. Ziel
verantwortlicher Politik muss es sein, die
Konflikte einzugrenzen und ein unkontrol-
liertes Ausbrechen zu verhindern. Fanati-
schem Nationalismus müssen Grenzen
gesetzt werden – das gilt nicht nur für
deutsche, sondern auch für kurdisch-
türkische Extremisten. Gleiches gilt für
religiösen Fanatismus. Wer diese Grenzen
nicht zu setzen bereit ist, setzt letztlich den
liberalen Rechtsstaat insgesamt aufs Spiel.

Auf dem Gebiet der Zuwanderung darf der
demokratische Staat nicht Handlungsunfä-
higkeit signalisieren. Das zöge weitere
Wanderungsbewegungen nach sich und
erschwerte die Chancen einer erfolgreichen
Integration. Es enttäuschte zudem vor al-
lem jene, die hier entschiedenes Handeln
erwarten.

Von den Volksparteien in Deutschland darf
dieses Politikfeld nicht unterschätzt wer-
den. Es ist für die innere Stabilität von
großer Bedeutung. Verlieren sie hier in den
Augen der Bürger ihre Kompetenz und
ihre Handlungsfähigkeit, besteht die Ge-
fahr, dass Demagogen sich dieser Themen
bemächtigen. Österreich und Frankreich, in
denen Volksparteien von Rechtspopulisten
und Rechtsextremisten unter Druck gesetzt
werden, sind warnende Beispiele.

Die politische Auseinandersetzung muss
daher offensiv geführt werden. Der Bürger
hat einen Anspruch darauf, dass seine Sor-
gen ernst genommen werden. In Deutsch-
land erkenne man die Bedeutung politi-
scher Themen daran, dass alle sagten, man
dürfe nicht im Wahlkampf darüber reden,
ist von Konrad Adam in Der Welt festge-
stellt worden. 98 Das kann nicht das letzte
Wort sein. Dass diese Debatte geführt
wird, ist daher von großer Bedeutung für
die Transparenz und die Glaubwürdigkeit
demokratischer Politik und die Zukunft
unseres Landes.
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